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Geburtshilfe und Hebammenversorgung 
nicht kaputtsparen
Anlässlich der aktuellen Diskussionen um das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz und 
der Gesundheitsministerkonferenz (GMK) fordert der Hebammenverband Baden-
Württemberg grundlegende Nachbesserungen am Gesetzentwurf. Die vorgesehenen 
Einsparungen gefährden nach Ansicht des Verbandes die Versorgung von Schwangeren, 
Gebärenden, Müttern und Familien sowie die Arbeitsbedingungen von Hebammen in 
Kliniken und im ambulanten Bereich.

Dazu erklärt Ruth Hoffmeister, 1. Landesvorsitzende des Hebammenverbandes Baden-
Württemberg:

„Ich hatte große Hoffnungen, dass mit dieser Reform endlich die großen Probleme und 
Kostentreiber in unserem Gesundheitssystem angegangen und Fehlanreize sowie 
Fehlsteuerungen korrigiert werden. Stattdessen sehe ich nun ein Gesetz, das die 
grundlegende Versorgung insbesondere in der Geburtshilfe und in der ambulanten 
Hebammenbetreuung massiv einschränkt. Meine Enttäuschung ist grenzenlos.

Die geplanten Eingriffe in das Pflegebudget und die dauerhafte Begrenzung der 
Vergütungssteigerungen treffen Hebammen in Kliniken und im freiberuflichen Bereich 
gleichermaßen. Schon heute fehlen vielerorts Fachkräfte, Kreißsäle arbeiten an der 
Belastungsgrenze und Familien haben Schwierigkeiten, eine Hebamme für die Vor- und 
Nachsorge zu finden. Mit dem vorliegenden Gesetz droht sich diese Situation weiter zu 
verschärfen.“

Der Hebammenverband Baden-Württemberg unterstützt die Forderungen des 
Deutschen Hebammenverbandes nach einer nachhaltigen Finanzierung der Geburtshilfe 
und einer Stärkung der Gesundheitsberufe. Dazu gehören insbesondere:

der vollständige Erhalt des Pflegebudgets,
die Streichung der starren Deckelung von Vergütungssteigerungen für freiberufliche 
Gesundheitsberufe,



eine dauerhafte und auskömmliche Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung,
die Stärkung von Prävention und innovativen Versorgungsmodellen sowie
die Anerkennung von Hebammen als unverzichtbaren Teil der 
Gesundheitsversorgung.

Im Rahmen der Gesundheitsministerkonferenz in Hannover haben Hebammenverbände 
aus allen Bundesländern gemeinsam mit dem Deutschen Hebammenverband gegen die 
geplanten Einschnitte protestiert und ihre Forderungen gegenüber den 
Gesundheitsministerinnen und Gesundheitsministern der Länder deutlich gemacht.

Der Hebammenverband Baden-Württemberg appelliert an Bundestag und 
Bundesregierung, den Gesetzentwurf grundlegend zu überarbeiten. Eine hochwertige 
Geburtshilfe und Hebammenversorgung darf nicht zum Gegenstand kurzfristiger 
Sparmaßnahmen werden.

Weitere Informationen:
DHV-Positionspapier zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz.

Anlässlich der Gesundheitsministerkonferenz (GMK) am 10. und 11. Juni 2026 in 
Hannover werden Hebammen aus ganz Deutschland ihren Protest gegen das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz auf die Straße tragen. Gemeinsam mit dem Deutschen 
Hebammenverband fordert der Hebammenverband Baden-Württemberg die 
Gesundheitsministerinnen und Gesundheitsminister der Länder auf, sich im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren entschieden gegen Einschnitte in der Geburtshilfe und der 
Hebammenversorgung einzusetzen. Unter dem Motto „Hebammenbetreuung ist 
gelebte Prävention“ machen die Hebammenverbände am 10. Juni 2026 mit einer 
Kundgebung vor dem Tagungsort der GMK auf die drohenden Folgen des Gesetzes 
aufmerksam. Wer heute bei Hebammen spart, gefährdet die Versorgung von Familien 
und verursacht morgen höhere Kosten im Gesundheitswesen.
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